
Jahrgang 201 5 Nr. 6

DSTG-Vertreter verknüpfen Antrittsbesuch beim
Finanzsenator mit Forderung nach einer besseren
Besoldung und mehr Personal in den Finanzämtern

Foto: DSTG
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Liebe Kolleginnen,

l iebe Kollegen,

in der politischen Landschaft scheint ein Umdenkprozess zu begin-
nen über das, was künftig notwendig ist und welche Entscheidun-
gen dafür erforderl ich sind.

Nicht unerheblich ist dabei wohl, dass ein personeller Wechsel in

der politischen Spitze erfolgt ist. Charismatische Sprücheklopfer

wurden durch Politiker ersetzt, denen es wichtig ist, mit Pragmatis-
mus die richtigen Entscheidungen zu treffen.

„Berl in ist arm aber sexy“ gehören dabei genauso der Vergangen-
heit an wie der Ausspruch „wir müssen sparen, bis es quietscht“.

Längst war jedem klar, dass die Personaleinsparungen im Land

Berl in zu mehr als nur einem Quietschen geführt haben. Ganze

Verwaltungsbereiche stehen kurz davor, einen Kollaps zu erleiden.

Personalprobleme in den Finanzämtern werden schön geredet, und man begegnet ihnen mit sinn-
freien Organisationsveränderungen – wie dem Finanzamt 201 0 – die in anderen Bundesländern

schlichtweg abgelehnt werden.

Die schon jetzt in den Finanzämtern vorhandenen Personallücken werden durch den demografi-
schen Wandel in den nächsten Jahren immer größer und lassen sich mit den jetzigen Einstel lungs-
zahlen im Ausbildungsbereich nicht mehr kompensieren. Aussagen der Senatsverwaltung für

Finanzen, dass am 01 .09. und 01 .1 0. des jeweil igen Jahres alle Stel len der jeweil igen Laufbahn be-
setzt sein werden, stimmen nicht mit den praktischen Erfahrungen in den Finanzämtern überein.

Auch nach der Vertei lung der Anwärter nach bestandener Laufbahnprüfung bleiben zum 01 .09.201 5

zahlreiche Stel len in den Finanzämtern unbesetzt. Eine weitere Unbekannte in der Rechnung der

Personalplanung ist das Durchschnittsalter der Beschäftigten zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus

dem aktiven Dienst. Dieses l iegt nämlich bei den Beamten nicht bei 65 Jahren und bei den Tarifbe-
schäftigten nicht bei 67 Jahren, sondern im Durchschnitt bei nunmehr schon 57 Jahren.

Die neuen Entscheidungsträger in der Berl iner Politik läuten derzeit eine neue Phase der Personal-
pol itik ein. Verabschiedet haben sich die Politiker von dem Gedanken, das Personal auf eine Zahl

von 1 00.000 herabzufahren. Ein verhaltenes Aufforsten des Personalkörpers wird in vielen Berei-
chen vorgenommen.

Niemand gibt zu, in der Vergangenheit mit dem Personalraubbau einen Fehler begangen zu haben.

Der Slogan „die wachsende Stadt“ bietet der Politik ein Alibi zu behaupten, dass aufgrund neuer

Tatsachen und Rahmenbedingungen neue Entscheidungen und ein Umsteuern notwendig sind.

Richtig ist, die „wachsende Stadt“ verschärft noch die bereits vorhandenen und selbst geschaffenen

Probleme.

Die ersten Signale in den Gesprächen der Deutschen Steuer-Gewerkschaft mit den Fraktionen und

dem Finanzsenator geben zu der Hoffnung Anlass, dass künftig auch die Zahl der einzustel lenden

Auszubildenden für den Bereich der Finanzämter steigen wird.

Wir werden nicht nachlassen, unsere Forderungen in der Politik zu platzieren, um die Arbeitsfähig-
keit der Finanzämter zu erhalten.

Mit kol legialen Grüßen

DetlefDames
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Die dbb Landesleitung war bei dem Gespräch mit ihrem Vorsitzenden Frank Becker und sei-
nen Stel lvertretern Monika Opitz, Bodo Pfalzgraf, Ferdinand Horbat und dem Mitgl ied der Lan-
desleitung Thomas Goiny vertreten. Außerdem nahmen die dbb Vertreter im Hauptpersonalrat,
Heidrun Quandt und Detlef Dames, tei l .

In einem informativen und konstruktiven Meinungsaustausch wurden mit dem Innensenator
Frank Henkel und den beiden Staatssekretären Andreas Statzkowski und Bernd Krömer die
Themen der aktuel len Tagesordnung wie Beihi lfefragen sowie die vom Senat in dieser Legisla-
turperiode geplanten dienstrechtl ichen Aktivitäten und die Entwicklung einer einheitl ichen Wer-
belinie für den öffentl ichen Dienst im Land Berl in abgearbeitet.

Ein sehr zentrales Thema war die geplante Besoldungserhöhung für das Jahr 201 6. Diese
werde – so der Innensenator – nur mittelbar durch den Tarifabschluss beeinflusst, da die Be-
soldungserhöhung unter Berücksichtigung des Besoldungsdurchschnitts der übrigen Länder
zzgl. 0,5% vorgesehen sei. Die dbb-Vertreter wiesen auf diverse Unwegbarkeiten bei der Er-
mittlung des Besoldungsdurchschnitts hin; wie werden beispielsweise Erhöhungen anderer
Länder berücksichtigt, die im Verlaufe des Jahres bezahlt werden? Wie werden Erhöhungen in
Form von Sockelbeträgen in den Besoldungsdurchschnitt einbezogen? Auf jeden Fall muss die
Ermittlung des Besoldungsdurchschnitts transparent sein und die Erhöhung sollte – so die Auf-
fassung der dbb-Vertreter - nicht erst zum 01 .08. dieses Jahres erfolgen. Hierzu konnte und
wollte der Innensenator keine Zusage geben.

Auch über die Forderung des dbb beamtenbund und tarifunion berl in und der DSTG, die Wie-
dereinführung der Jubiläumszuwendung vorzunehmen, fand mit dem Innensenator ein aus-
führl icher Gedankenaustausch statt.
Der nächste Termin für ein beamtenpolitisches Gespräch ist im Oktober dieses Jahres geplant.

Foto: Matthias Hennig

von links nach rechts:
Statzkowski, Goiny, Quandt, Horbat, Dames, Opitz, Henkel, Becker, Krömer, Pfalzgraf
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Im Rahmen einer Bezirksgruppenversammlung wurde am 08. Jul i dieses Jahres nicht nur die Position des

Bezirksgruppenvorsitzes neu besetzt, sondern auch eine Neuausrichtung der gewerkschaftl ichen Arbeit be-
schlossen. Dem Bezirksgruppenvorstand gehören nunmehr folgende Kolleginnen und Kollegen an:

Vorsitzende: Stephanie Sorge

Stel lv. Vorsitzende: Susanne Ahlers

Stel lv. Vorsitzende: Carola Betz

Stel lv. Vorsitzender: Nico Krüger

Stel lv. Vorsitzender: Peter Weiß

Beisitzer: Norbert Büchholz

Beisitzerin: Ulrike Hacker

Beisitzer: Oliver Haeuseler

Beisitzerin: Simone Spil ler

Beisitzerin: Stephanie Wiesenhütter

Schatzmeister: Michael Dinse

Außer der Vorstandswahl stand noch die konzeptionel le Ausrichtung der DSTG-Bezirksgruppe im Finanzamt

für Körperschaften I I I im Vordergrund.

Im Verlaufe der Bezirksgruppenversammlung gab der Landesvorsitzende den anwesenden Mitgl iedern einen

ausführl ichen Überblick über die vielfältigen Aktivitäten der Landesleitung der DSTG und über die Themen,

mit denen sich die DSTG derzeit auseinander zu setzen hat. Im Vordergrund standen dabei finanziel le Fra-
gen genauso wie die Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Beschäftigten in den Finanzämtern. Das

Ergebnis der Tarifverhandlungen wurde von ihm genauso beleuchtet, wie der Stand der Forderung der DSTG

nach Angleichung der Besoldung an die Gegebenheiten der übrigen Bundesländer. Des Weiteren gab er

einen Überblick über die Lobbyarbeit der DSTG bei den Fraktionen der Parteien im Abgeordnetenhaus. Ne-
ben den schon erwähnten finanziel len Themen stehen hierbei die Forderung nach Verbesserung der Perso-
nalsituation in den Finanzämtern sowie Personalentwicklung, Ausbildungsoffensive und zusätzl iche

Stel lenanmeldungen im Mittelpunkt. Dem Bezirksgruppenvorstand wünschte der Landesvorsitzende der

DSTG viel Erfolg bei der gewerkschaftl ichen Arbeit vor Ort und sicherte den Vorstandsmitgl iedern jegl iche

Unterstützung seitens der Landesleitung zu.

von links nach rechts: Spil ler, Krüger, Haeuseler, Sorge, Büchholz, Betz, Hacker, Wiesenhütter, Dames
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Im Juni trafen sich die Landesvorsitzenden der neuen Bundesländer zu ihrer jährl ichen Sitzung
in der thüringischen Landesfinanzdirektion in Erfurt. Erstmals lag die Organisation des Treffens
in der Hand des Landesverbandes Thüringen, der seine Sache sehr gut machte. Bereits die
Auswahl des Sitzungsortes hätte mit Erfurt nicht besser ausfal len können. Eine Stadt, die je-
derzeit eine Reise wert ist und die sehr viel zu bieten hat. Die von den thüringischen Kollegin-
nen und Kollegen organisierte Besichtigung der Zitadelle Petersberg war ein tol les Erlebnis.
Bevor wir uns allerdings auf den Weg zur Besichtigung machen konnten, stand Arbeit auf dem
Programm. Wie gewöhnlich bei unseren Treffen war die Tagesordnung lang. Schon im Vorfeld
der Sitzung stand fest, dass keiner der zuvor abgestimmten Tagesordnungspunkte im
„Schnelldurchlauf“ hätte abgespult werden können. Und bereits beim ersten Tagesordnungs-
punkt „Lagebericht aus den Bundesländern“ war jedem der Anwesenden klar, dass es wohl
knapp werden wird mit der Zeit.
Neben dem TOP „Lagebericht“ besprachen wir den Stand der Dienstpostenbewertung in den
Steuerverwaltungen, die aktuel len Organisationsstrukturen in den Bundesländern sowie die
geplanten bzw. vollzogenen Strukturveränderungen als auch die Ergebnisse und Umsetzungen
der Personalbedarfsberechnungen.
Des Weiteren tauschten wir uns zum derzeitigen Stand der Vorbereitung der Bundeshauptvor-
standssitzung im Herbst 201 5 in Görl itz aus. Besprochen wurden auch die weiteren notwendi-
gen Aktivitäten jedes Einzelnen. Findet diese Bundeshauptvorstandssitzung doch aus Anlass
des 25. Jahrestages der DSTG in den neuen Bundesländern in einem der neuen Bundeslän-
der statt.
Ein weiteres wichtiges Thema war der geplante „Tag der Steuergerechtigkeit“ u.a. mit der Ent-
wicklung von Ideen und Gedanken zur konkreten Ausgestaltung dieses Tages.
Ein herzl iches Dankeschön an alle Kolleginnen und Kollegen in Erfurt für die gelungene Orga-
nisation der diesjährigen Sitzung.

von links nach rechts: Biertümpfel (Thüringen), Herfurth (Sachsen-Anhalt), Mähne (Sachsen), Höhne

(Mecklenburg-Vorpommern), Dames (Berl in), Büchler (Brandenburg)
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Zu einem ersten Gespräch trafen sich der Finanzsenator Dr. Kollatz-Ahnen und der
Bundesvorsitzende der DSTG Thomas Eigenthaler und der Landesvorsitzende der DSTG Detlef
Dames. Das rund einstündige Gespräch fand in einer konstruktiven und angenehmen Atmosphäre
statt.

Die DSTG-Vertreter nutzten die Gelegenheit, steuerpolitische Fragen etwa zur Erbschaftsteuer und
zur Grundsteuer anzusprechen. Die gesetzl iche Regelung der Erbschaftsteuer wurde ja bekanntl ich
in Teilen als verfassungswidrig eingestuft und muss bis Mitte 201 6 verfassungsfest gemacht
werden. Ein ähnliches Schicksal droht der Grundsteuer, die ebenfal ls auf dem Tisch der höchsten
Richter in Karlsruhe liegt. Im Vergleich zur Erbschaftsteuer dürften die praktischen Auswirkungen
einer Verfassungswidrigkeit weit schwerer wiegen, da im Grunde jeder Eigentümer wie aber auch
jeder Mieter über die Nebenkostenumlage von einer Grundsteueränderung betroffen ist.

Die DSTG-Vertreter wiesen eindringl ich darauf hin, dass bei heutiger Personallage die deutschen
Finanzämter nicht in der Lage seien, eine zeitnahe Hauptfeststel lung neuer Einheitswerte
durchzuführen. DSTG-Bundesvorsitzender Eigenthaler schlug daher ein vereinfachtes Indexierungs-
Modell vor und beklagte, dass sich die Bundesländer in den letzten Jahren völl ig in
unterschiedl ichen Reformmodellen gegenseitig verhakt hätten. Nun gelte es aber zunächst, den
Spruch des Verfassungsgerichts abzuwarten, um nicht erneut nachjustieren zu müssen.

Seitens der DSTG wurde auch die schlechte Personalausstattung in den Finanzämtern
angesprochen, die zu einer erheblichen Arbeitsbelastung der Beschäftigten führe und die die
grundgesetzl iche Notwendigkeit eines gerechten und gleichmäßigen Steuervollzugs sehr
beeinträchtige. Steuergerechtigkeit, so die DSTGler, habe auch etwas mit einer angemessenen
Personalausstattung zu tun.

Weitere Themen wie die schlechte Besoldung im bundesweiten Vergleich, Probleme in der
Personalentwicklung und Nachwuchsgewinnung in Zeiten des demographischen Wandels wurden
angerissen und auf einen weiteren Termin vertagt. Der Landesvorsitzende der DSTG Dames und
der Finanzsenator verständigten sich vorab auf die inhaltl ichen Rahmen dieses Treffens und
werden ausschließlich landesbezogene Themen aus der Finanzverwaltung erörtern. Dazu
könnten die Neuorganisation der Finanzämter für Körperschaften, Personalentwicklung
und Ausbildungsoffensive gehören.




